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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

In der Begründung seiner parlamentarischen Initiative warnte Jean-Luc Addor (svp, VS)
explizit vor einer parlamentarischen Initiative der Grünen Fraktion. Er selber verlange
eine gerichtliche Kontrolle von Notrecht durch das Bundesgericht, wenn gegen
notrechtliche Beschlüsse des Bundesrats Beschwerde eingereicht werde. Im Gegensatz
dazu fordere der Vorstoss der Grünen Fraktion die Kontrolle nicht nur von
bundesrätlichen, sondern auch von parlamentarischen Notverordnungen durch das
Bundesgericht, was eine «gefährliche Büchse der Pandora» öffne, weil dadurch die
Balance zwischen den Gewalten ausgehebelt würde. Es sei richtig, dass es in der
Schweiz keine Verfassungsgerichtsbarkeit gebe – dieser Idee käme die von den Grünen
geforderte abstrakte Normenkontrolle durch das Bundesgericht aber sehr nahe. Die
Bundesversammlung als oberste Gewalt wähle die Judikative und könne deshalb von
dieser eben nicht kontrolliert werden. Dieser Grundsatz gelte aber eigentlich nicht für
die Exekutive. Hier herrsche eine Lücke im Bundesrecht. «Bürgerinnen und Bürger, die
sich als Opfer von ungerechtfertigten Verletzung ihrer Grundrechte sehen», hätten
heute nur die Möglichkeit, «die durch das Notrecht auferlegten Einschränkungen zu
missachten». Mit der Ermöglichung einer Beschwerde beim Bundesgericht gegen
Notrechtsbeschlüsse des Bundesrats könnte diese Lücke geschlossen werden. Mitte
Oktober 2021 zog Addor seinen Vorstoss zurück. 1
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